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‚Verkündet am
15° Dezember 1970

AmtSi■épektor '
als Urkundsbeamter

der Geschäftsstelle
_

Ruhrstreße 2,

Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtssheü'

Klägerin„undRevisionskläggri■;‚_
Prozeßbevollmächtigée:
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e g e n

Bundesversicherungsanst&lt für Angestellte, Berlin 31;;

Beklagte und Revisionsbeklagte°

Der 10 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 16„ Dezember 1970 durch

Präsident
.

-f ' ' - Prof„ Drb W a‘n n &
g'ä t

'
. ‚ . „

; Vorsitzenäer —‚ '
Eunäésriohter' "

** Dr° S.c h u b e r t ’il

-‚Bundesrichter ‘ S c h m i d t h a l e ,
(°Bundessozialricbter M ü l l e r ‚Bunäessozialrichter B e n e d y 0 z u

k

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Berlin vom 9° Dezember 1969

wirä zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens‘.

sind nicht zu erstatten° ‚*
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' Die Kläg€rin‚ die sChweizer Staateahgehörige ist und in

der Schweiz lebt, begehrt die Zahlung ihrer Witwenrente
.

'in die Schweiz„ ‚' ‚v, ; ;‘_
„

/ '

"_Mit äem angefochtenen Bescheid vom 13° September 1968
ge—

—währte die Beklagte ihr
aus der Versicherung ihres f_

"1968 gestorbenen Ehemannes Witwehrente vom 1° Juni

1968 an, stellte aber gleichzeitig fest‚ daß die Rente

gemäß & 96lAngestelltenversicherungsgesetz (AVG) für die

”Dauer des Aufenthalts außerhalb der Bundesrepdblik Deutsch—

_land in voller Höhe ruhe° ' '

"Der Ehemannder Klägerin war ebenfalls schweizer Staats—’
angehötiger und lebte seit 1940 in der Schweiz° Er war von

i.1912 bis 1919 in Thüringen und anschließend bis Dezember
“1959 in Sachsen versicherungspflichtig beschäftigt

gewesene

Für ihn sind in den Jahren von 1912 bis 1928 Beiträge zu ’

den Landesversicherungsanstalten Thüringen und Sachsen, und

in den Jahren von 1929 bis 1939 Beiträge zur früheren "

" Reichsversicherungsanstalt für_Ange8tellte (RfA) nachgeée

wieseno‘ "' ' ” : ' ’ V '

Die Beklagte gewährte ihm mit Bescheid vom 16° Juni 1965
Altérsruhegeld

vom 10 Januar 1965 an, das sie ihm bis zu
seinem Tode in die Schweiz zahlte° Sie war der Auffassung,!

nach dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über Sozialver—

.__-ä
_
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sicherung nebst Schlußprotokoll
vom 24° Oktober 1950

(BGBl 195111_146) sei die Zahlung der Rente des Ehemännes

in die Schweiz möglich gewesen„ Diese Ausnahméregelung

sehe das am 1„ Mai 1966 in Kraft getretene Abkommen
‘-zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweize—>

.rischen Eidgenossenscheft über Soziale Sicherheit nebst

‚Schlußprotokoll vom250Februar1964(BGBl196511 1294)

,
nicht mehr vor„

DasSozialgericht (SG)Berlin hat durch Urteil von52° Mai
1969 die Beklagte unter Änderung des angefochtenen Beschei—

dés verurteilt, der Klägerin die Hinterbliebenenrente zu
zahlen° Es hat/seine Entscheidung im wesentlichen damit »

' begründet, die Klägerin habe deshalb Anspruch auf Auszah—fv‚

lung der Leistung, weil ihr Ehemann? dessen Rentenanspruch

“nach dem früheren deutsch—schweizerischen Sozialversicherungs—

abkommen vom 24° Oktober 1950 festgestellt gewesen sei, von
4

der Beklagten gemäß Artikel 4 dieses Abkommens so behan— V "

delt worden sei, als habe er sich ig Inland (Deutschland)]
aufgehalten° Dieses Abkommen habe im.Gegensatz zu dem Ab?

kommen vom 250 Februar 1964, das für den Rentenanspruch

der Klägerin anzuwenden sei, in rentenrechtlicher Hinsicht

die territ0risle Gleichstellung der fänder der Vertrags—

schließenden vorgesehen° Nach 5 98 Abs° 2 AVGruhe diev

,
Rente u„a° nicht, wenn die Versicherungszeiten

von einemg

Versicherungsträger bei der Feststellung der Rente be—

rücksichtigt worden seien„ ZWar müsse es sich um eine

Rentenfeststellung für Zeiten handeln9 in denen sich der
Berechtigte im Geltungsbereich-dengesetzés aufgehalten

habe„ Der Versicherte habe seine Rente allerdings nicht

auf Grund eines Inlandsaufenthaltes bezogen° Gleichwohl

\"

e 4 —,'
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müsse diese Gesetzesregelung auch gelten‚ wenn der Renten"

berechtigte so behandelt worden sei, als läge ein Inlands—.

aufenthalt vor° V V

Während des Berufungsverfahrens hat die Beklagte mit Be?

scheid vom
6„ Juni 1969 festgestellt, daß eine Zahlung der

mit Bescheid vom 13° September 1968 festgesetzten Witwen—

rente in die Schweiz auch als Ermessensleistung nicht er—_

folgen könne7 weil die VorauSsetzungen des 5 100 AVG nicht '

‚erfüllt seien„ ‚.
> '

DasLandessozialgericht(LSG)Berlin hat dasUrteil des
SG Berlin vom 12° Mai 1969 aufgehoben° Es hat sowohl die

gegen den Bescheid vom 130 September 1968 als auch die

gegen den Bescheid vom 6° Juni 1969 gerichtete Klage abge—

.wiesen; es hat die Revision zugelassen„ Das LSG hat ausge—

führt7 auf den mit dem Tode_des Ehemannes der Klägerin am
_

10° Mai 1968 eingetretenen Versicherungsfall sei das am
;

1° Mai 1966 in Kraft getretene Abkommen zwischen der Bundes— '}

republik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen—

schaft über Soziale Sicherheit vom 25° Februar 1964 anzu—

wenden° Aus den Artikeln 39 4 und 28 dieses Abkommens folge?

daß die deutschen Versicherungsträger an in der Schweiz wohnen6

de schweizerische Staatsangehörige grundsätzlich nur Renten ‘

in die Schweiz zahlten, die auf solchen Beitragszeiten be—
ruhten9 die im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zurück—

gelegt seien° Die in der Schweiz wohnenden schweizer
Staats—

angehörigen könnten aus anderen Beitragszeiten nur die

gleichen Rechte herleiten7 die ein Deutscher habe‚ der sich
lim Ausland befinde° Nach den Vorschriften der äé 96 ff AVG
ruhe grundsätzlich die Rente eines Deutschen? der sich im'

Ausland aufhaltey_wenn sie aus Beitragszeiteh zur deutschenh

_ 5 _“
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Rentenversicherung hergeleitet werdem die außerhalb des
Bundesgebietes"heutschland zurückgelegt worden seienet

Das Gleiche müsse nach dem Abkommen Zwischen der Bundes—

republik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossen—

schaft vom 25 Februar 1964 für die Rente der Klägerin

gelten,
.

‘

Daraus, daß der Vereicherte bis zu seinem_Tode in die]:
Schweiz eine Rente bezogen habe, die ausschließlich auf

Beitragszeiten beruht habe, die außerhalb des Geltungs—

bereichs des AVG zurückgelegt worden seien, könne die

' Kläéerin Rechtenicht her1eiten° 5 98 Abs, 2 Buchstabeb)
AVG, wonach eine Rente ins Ausland auch gezahlt werden,

könne, wenn der Versicherte bereits eine Rente während

_
oder für Zeiten seines Aufenthalts in der Bundesrepublik

Deutschland bezogen habe, treffe auf den Ehemann der—

‚Klägerin nichtzu° Er habe seine Versichertenrente nur

für Zeiten seines Aufenthalts in der SChWeiz bezogen°

Zwar habe das deutsch—schweizerische Abkommenvom 24„‘
“Oktober 1950 eine gewisse territoriale_Gleichstellung

_
der beiden Vertragsstaaten vorgesehen; auf Grund dieser

«territorialen Gleichstellung sei aber ein Réntenbezug
_während des Aufenthalts in der Schweiz nicht einem In-

landsrentenbezug
im Sinne des AVG gleichzuordneno

‘ Die Klägerin könne
sich auch nicht auf 5 100 Abs, 5

_
AVG berufen, Ihr Ehemann habe im Dezember 1939 das

Gebiet des Deutschen.Reiches nicht verlassen, um sich,

einer von ihm nicht zu vertretenden und durch die V

politischen Verhältnisse bedingten besonderen Zwangslage

zu entziehen° Sein Arbeitsverhältnis bei der Papie1fa-

bmk«in Seq1.tz/Sachsen sei von der Betriebsleitung am

510 Dezember 1939 gelöst werden, um zwei deutsche
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Staatsangehörige entsprechend unterbringen zu können; dief'

durch Maßnahmen der schweizerischen Staatsbehörde ihre

Beschäftigung bei ein?r Papierfabrik in der Schweiz ver—

loren hatten° Hierbei habe es sich nicht um Gewaltmaßnehmen

einer mationelsozielistischen Inétitut1on gehandelt‚ die

sich gegen den Versicherten gerichtet habe, sondern um .—

eine Gegenmaßnahme infolge des Entzuges
von Arbeitsgenehmi—_

gungen einer schweizerischen Behörde° Zu den Verfolgten des

Nationalsozialismus gehöre weder der Versicherte noch die

Klägerini’

Gegen das Urteil hat die_Klägerin Revision eingelegt° Sie

rügt, das LSGhabedie Vorschriften der 55 94 ff Avenicht
richtig angewandt, und beruft sich insbesondere darauf, ihr

‘— Ehemann habe als Versicherter bis zu seinem Tode die Rente
' auf Grund der Vorschrift des 5 98 Abso 2 Buchstabe'b) AVG

bezogen; auf Grund der für die Hinterbliébenenrente gelten—

den Fiktion dieser Vorschrift sei ihr daher auch die Witwen—

‚rente ins Ausland zu zahlen° Zudem seien_für die Zahlung

der Rente ins Ausland die Voraussetzungen des 5 100 Abs„ 5

AVGerfüllt„ Die Klägerin beantragt, das Urteil des LSG '
Berlin vom 90 Dezember 1969 sowie den Bescheid der Beklag—

ten vom 6 Juni 1969 aufzuheben und die Berufung der Be—_

klagten gegen das Urteil des SG Berlin vom 120 Mai 1969

zurückzuweiseno

Die Beklagte
beantragt,

die Revision der Klägerin zurück—

zuweisen° ‘ -
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II

Die Revision der Klägerin ist nicht begründet„

Die Klägerin hat vährend ihres gewöhnlichen Aufenthaltes

‚“in der Schweiz keinen Anspruch auf Zahlung der WitWenrente,

wie das LSG zu Recht entschieden beta ' ' '

Die Beklagte hat durch den der Klägerin erteilten Bescheid

vom 130 deptember 1968 nicht 4 wie diese anzunehmen scheint —

die ihrem Ehemann mit Bescheid vom 16 Juni 1965 gewährte V

und bis zu seinem Tode in die Sch\';eiz gezahlte Rente für

ruhend erklärt, sondern die auf Grund des Versicherungse

fslles des Todes ihres Ehemannes in der Person der Klägerin :

neu entstandene Hinterbliebenenrente„ Der Anspruch des Ehe—‘

mannes auf Gewährung und Zahlung von Altersruhegeld ist mit

dessen Tode erloschen° Aus der Versicherung ihres Ehemannes

in der deutschen Rentenversicherung ist durch seinen Tod

für die Klägerin als Witwe ein selbständiger und originärer

Anspruch auf Hinterbliebenenrente erwachsen, der in den 55

409.41 AVG seine eigene Rechtsgrundlage hat und dessen Höhe

sich nach & 45 AVG richtet° Zwar besteht für die Witwen—
trente sowohl dem Grunde als auch der Höhe nach eine enge*

Verknüpfung mit der Rente des Versicherten, denn die Witwen—

rente wird nur gewährt, wenn dem Versicherten zur Zeit seines"

Todes Versichertenrente zustand oder zu diesem Zeitpunkt die

' Wärtezeit für die Rente wegen Berufsunfähigkeit von ihm er—

füllt ist oder nach 5 29 AVG als erfüllt gilt (@ 40 Abs; 2

AVG); auch die Höhe der Witwehrente bestimmt sich grund—

sätzlich nach der gemäß @ 30 Abs„ 1 oder 2 AVG berechneten

Versichertenrente (@45 Abs° 1 und 2 AVG)„ Die Witwe hat
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aber gleichwohl in ihrer Person einen eigenen und selstän—

digen Rentenanspruch‚ der sich nicht danach richtet und

auch nicht davon‘abhängig ist,.ob und in Welchem Betrage

dem Versicherten selbst zu seinen Lebzeiten Rente gewährt
und gezahlt worden ist° '

Wie der Senät in seiner Entscheidung vom
2Ö° Dezember T960

bereits dargelegt hat (BSGin Soze'Nr„'i zu 511268svö),
bestimmt das Gesetz als Witwenrente grundsätzlich nicht den

Bruchteil der Rente9 die der Versicherte tatsächlich zu—’
letzt bezogen hat, sondern den Bruchteil einer Rente — der

Versichertenrente —, bei der auf den Todeszeitpunkt des
Versicherten abzustellen und die eigens für die Festset2ung

der Witwénrente zu errechnen ista'Nur wenn der Versicherte

bis Zu seinem Tode Rente bezogen hat‚ wird die Höhe der

Witwenrente auf sechs Zehntel des Zahlbetrages der Rente des

Versicherten festgesetzt, wenn die nach 5 45 Abs„ 2 Satz 1

“AVG aus der Versichertenrente berechnete Witwenrente weniger

ist„ Daher hängt auch die Höhe der Witwenrente grundsätz—

lich nicht davon ab? ob und welche Rente der Versicherte

bezogen hat und ob er selbst — wenn er den Todeszeitpunkt

erlebt hätte —
Anspruch auf Rente gehabt hätte; vielmehr

sind in der Regel die persönlichen Verhältnisse der Witwe
allein dafür/maßgebend9 ob für die Ermittlung der Höhe der

Witwenrente von einer auf den Todeszeitpunkt des Versicher—'

ten berechneten Versichertenrente wegen
Berufsunfähigkeit

oder wegen Erwerbsunfähigkeit auszugehen ist ($ 45 Abs° 1

uns2 AVG—vglo auchBSGin SozRNr„_4zu 5 1268eve)°

Wie die Witwenrente dem Grunde nach davon unabhängig ist,

ob der Versicherte zu seinen Lebzeiten Anspruch auf Rente

hatte und ob er selbst Rente bezogen hat? und wie die Höhe

der Witwenrente grundsätzlich allein von den persönlichen

..9..
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Verhältnissender Witweabhängt‚so richtet sich auchihr
Anspruch auf Auszahlung der ihr zustehenden Witwenrente.

in der Regel allein nach den in ihrer Person gegebenen

Verhältnissen° Versicherungefall für den Witwenrentenanf_
'spruch ist der Tod des Versicherten„ In diesem

Zeitpunkt

gelangt in der Person der Witwe ihr Anspruch auf Witwen—

rente zur Entstehung„ Nach einem allgemein geltenden“'

Rechtsgrundsatz sind Rentenansprüche nach dem Recht zu
’beurteileny das Zur Zeit ihrer Entstehung gilt° Dieser

Grundsatz ist—auch auf die Hinterbliebenenrent31anzuwenden,

obgleich es sich hierbei um Ansprüche handelt, die aus dem

Recht des Versicherten abgeleitet sind7 wie der Senat in

der bereits angeführten Entscheidung ebenfalls ausge—

sprechen hat° Da die Klägerin selbst schweizer Staatsan—

' gehörige ist und in der Schweiz wohnt, sie ihre Ansprüche

aus der deutschen Rentenversicherung ihres Ehemanhes her—

leitet und diese mit seinem Tode am 10t Mai 1968 entstan—

den sind? beurteilen sich ihr Anspruch auf Zahlung der
‘

_
Witwenrénte in die Schweiz sowie der auf Rente für das '

V
Sterbevierteiljahr nach den Vorschriften der 55 94 ff AVG '

in der am 10° Mai 1968 geltenden Fassung sowie nach den

Bestimmungen des Abkommens zwischen der Bundesrepublik}

Deutschland und der Schweizerischen Eidgenossenschaft

über Soziale‚$icherheit mit Schlußprotokoll vom 255 Fe“‚„
bruar 1964, das—laut Bekanntmachung vom 225.April*1966

(BGB1.1966 II 253) am 1„ Mai 1966 in Kraft getreten ist„

Nach dem Grundsatz der Gleichstellung der Staatsange—

hörigen der Vertragsstaatén, wie er in den Artikeln 3

und 4 in Verbindung mit Artikel 28 dieses Abkommens nieder—_i

gelegt ist9 werden an Schweizer Staatsangehörige, die in“

der Schweiz wohnen, Renten aus der deutschen Rentenver—

sicherung ausgezahlt, wenn ein in der Schweiz wohnender

..10..
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deutscher Staatsangehöriger Anspruch auf Zahlung der Rente_

hätte° Ein deutscher Staatsangehöriger hat aber nach den "

deutschen Rechtsverschriften gemäß @@96 ff AVG keinen_Ane

spruch auf Zahlung der Rente in die Schweiz, sondern dessen

.Rente ruht‚ wenn sie nur auf Beitragszeiten entfällt‚ die '

‚außerhalb des Geltungsbereichs des AVG zurückgelegt sind"

Da der Ehemann der Klägerin Beitragszeiten zur deutschen'v__

Rentenversicherung lediglich außerhalb des Geltungsbereichs

_
des AVG zurückgelegt hat‚ kann auch der Klägerin als schweizer

Staatsangehörige die Witwenrente in die Schweiz nicht gezahlt

werden; denn auch ihre Hinterbliebenénrente beruht nur auf
Beitragszeiten‚ die außerhalb des Geltungsbereichs des AVG

zurückgelegt sind() Für die Zeit ihres gewöhnlichen Aufent—

halts in der Schweiz ruht gemäß 5 96 AVG ihre Witwenrente

ebenso wie die Rente für einen.in der SchWeiz lebenden '

deutschen Staat3angehörigen zu ruhren hätte°

Die besonderen Voraussetzungen des 5 98 Abs„ 2 Satz 2 Buch—

stehe b) AVG für die Zahlung einer derartigen Rente ins

Ausland sind entgegen der Ansicht der Revision nicht erfüllt„

Nach dieser Vorschrift wird einem deutschen Staatsangehörigen'

‘für Zeiten seines gewöhnlichen Aufenthalts im Ausland.die

‚Rente insoweit gezahlt9 als sie auf Beitragszeiten entfällt‚

die der Versicherte außerhalb des Geltungsbereichs des AVG
zurückgelegt hat, wenn die Rente von einem Versicherungs—

träger im Geltungsbereich des AVG für Zeiten‚ in denen sich

der Berechtigte in diesem Gebiet gewöhnlich aufgehalten hat9
festgestellt ist oder festgestellt wird; hat der Versicherte

auf Grund dieser Vorschrift bis zu seinem Tode Rente bezogen‚

> so gelten die Voraussetzungen dieser Vorschrift für die

Hinterbliebenenrente als erfüllt° Die Witwenrente wäre dervf

— 11.—
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Klägerin mithin füh die Zeit ihres gewöhnlichen Aufenthalts

in der Schweiz zu zahlen, wenn das Altersruhegeld9 das ihr

Ehemann bis zu seinem Tode bezogen hat, für Zeiten festge—.

stellt ist, in denener sich im GeltungsbereichdesyAVG'
gewöhnlich aufgehalten hat" Entgegen der Auffassung der

’Revision hat aber die Beklagte das Altersruhegeld des Ehe—.

_mannes der Klägerin in dem Bescheid vom 160 Juni 1965 nicht

für Zeiten festgestellt? in denen er sich gewöhnlich im
_Geltungsbereich des AVG aufgehalten hat? sondern für Zeiten,

in denen er ständig in der Schweiz‚_also im Ausland gewohnt

hat° ’

Mit Bescheid vom 160 Juni 1965 hat die Beklagte das Alters—
ruhegeld des Ehemannes der Klägerin für Zeiten vom 1„Januar

.1965 an festgestellte Da der Ehemann sich seit 1940 bis zu
jseinem Tode ständig in der Schweiz aufgehalten hat, enthält

der Bescheid auch keine Feststellung der Rente für Zeiten,

in denen er sich im Geltungsbereich des AVG aufgehalten hat

Deshalb kann aueh die für die Hinterbliebenenrente in 5 98

Abs„ 2 Buchstabe b), 2 Halbsatz AVG vorgesehene Fiktion

nieht gelten°

Etwas anderes kann auch nicht den Bestimmungen des deutsch—

lschweizerischen Sozialversicherungsabkommens vom 24° Oktober

1950 entnommen werden° Dieses Abkommen hatte nur die von ihm

erfaßten Staatsangehörigen beider Vertragsstaaten gleichge—
V'stellt, sah aber grundsätzlich keine territoriale Gleich— &

stellung der Staatsgebiete der Vertragsstaaatén in dem Sinne

vor9 daß nach deutschen Rechtsvorschriften das Staatsge— .

biet der Schweiz als Inland und Geltungsgebiet des AVG

zu gelten hatte° Auch nach diesem Abkommen waren die

fLeistungen der deutschen Versicherungsträger an schweizer
Staatsangehörige für Zeiten ihres gewöhnlichen Aufenthalts

in der Schweiz Leistungen für Zeiten des Aufenthalts im
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Ausland und nicht für Zeiten des Aufenthalts im Inland° Beitä

Anwendung der deutschen Rechtsverschriften hatte das Hoheits— '

(gebiet der Schweiz nicht als Inland und.nicht als Geltungs—
bereich des AVG sondern als Ausland zu gelten° Zwar ist die

Auffassung vertreten werden, in Artikel 4 dieses Abkommens
„

sei der Grundsatz der territorialen Gleichbehandlung ent—

halten? und zWar in demSinne? daß das Staatsgebiet des
__Vertragspartners so behandelt werde9 als wäre es lei8tungs—

, rechtlich kein Ausland (Brackmann‚ Handbuch der Sozialver—'

sicherung Band 1 SO 298 c und 296 k III — Stand Januar 1958).-

' }
„‘.

‘Auch ist gesagt werden, den Staatsangehörigen beider Vertrags—„

staaten komme Inländerbehandlung zu‚ wenn sie sich in dem

Gebiet des Vertragspartners also im Ausland gewöhnlich auf—

hielten° Ihnen seien deshalb die Leistungen in gleicher

Weise zu gewähren sie bei einem Inlandsaufenthalt (Ver—

bandskomm° EVO 40 und 5° Buch, 50 Aufl° 5 1281 Anm„ 5)„

Gleichwohl kann hieraus nicht geschlossen werden, daß das

Staatsgebiet der Schweiz gebietsmäßig als Inland und sogar

als Geltungsbereich des AVG zu behandeln war; denn der
VGrundsatz der territorialen Gleichbehandlung beinhaltete

nur, daß den in dem Staatsgebiet des Vertragspartners wohnen;

_
den schweizerischen Staatsangehörigen die Leistungen in glei-
cher Weise wie einem dort wohnenden deutschen Staatsangehö—

rigen zu gewähren waren„ Das Abkommenvom 24° Oktober 1950
hat also für die im Gebiet der Schweiz wohnenden sohweizeé

rischen Staätsangehörigen, auf die sich das Abkommen bezog‚_

grundsätZlich die innerdeutschen Vorschriften nicht für

anwendbar erklärt, durch die wegen des Auslandsaufenthalts

eines Ausländers Leistungen
nur beschränkt zu erbringen

oder zum Ruhen zu bringen waren; denn in Artikel 2 des Ab—

kommens war vereinbart9 daß die deutschen und schweizee /

rischen Staatsangehörigen in den Rechten und Pflichten
aus

der Sozialversicherung der beiden vertragsschließenden

\
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Teile einander gleichgestellt sind, soweit in diesem Abkommen
‘

und in dem dazugehörigen Protokoll nichts AnWeichendes be—

stimmt ist, und daß unter dem gleichen Vorbehalt inner—
, (

staatliche Vorschriften auf dem Gebiet der SozialversiCherung,

die eine unterschiedliche Behandlung von Inländern und Aus—
ländern versehen, auf die Angehörigen des anderen Vertrags—
schließenden

keine Anwendung finden, In Artikel 4 war zwar

des weiteren bestimmt, daB deutsche und schweizerische Staats—

angehörige, die einem Leistungsanspruch gegen
einen oder

mehrere der im Artikel 1 bezeichneten Zweige der Sozialver—

sicherung haben, die Leistungen einschließlich der Zuschüsse

aus öffentlichen Mitteln ohne jede Einschränkung erhalten,

solange sie im Gebiet eines der beiden vertragsschließenden

Teile wohnen, Mit dieser Gleichstellung sollten den in der,

Schweiz wohnenden schweizer Staatsangehörigen aber nur die

gleichen Rechte eingeräumt werden, die nach den deutschen V

Rechtsvorschriften den in der Schweiz lebenden deutschen

Staatsangehörigen zustanden° Dagegen war nicht beabsichtigt,

die in der Schweiz wohnenden schweizer Staatsangehörigen

gegenüber den dort wohkenden deutschen Staatsangehörigen

in ihren Rechten gegen die deutschen Rentenversicherungs—

träger besser zu
stellen° Daß bei der Anwendung der deutschen

Rechtsv0rschriften mit diesen Vereinbarungen das Gebiet der

Schweiz, also das Ausland, dem Inland nicht gleichgestellt

werden war, sondern weiterhin Ausland blieb, ergibt sich

insbesondere aus Artikel 4 Abs° 2 des Abkommens;denn hier'

war gesagt, daß bei Anwendung der Vorschriften eines der

beiden vertragsschließenden Teile über die Abfindung von
AnsprüChen oder die Gewährung anderer einmaliger Leistungen

der Aufenthalt in dem Gebiet des anderen vertragsschließen—

den Teiles für die deutschen und schweizerischen Staatsan—
'gehörigen nicht als Aufenthalt im Ausland gilt° Diese Vor—

_14_
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schrift wäre nicht
Verständlich,

wenn Schon aus
den vor—’

schriften des Art 2 und des Art 4 Abs° 1 entnommen werden

müßte, daß des Gebiet des anderen vertrageschließehden'Teiles‘

_ohnehin nicht mehr als Ausland zu gelten hatteo

Aus dem deutsch—schweizerischen Sozialversibherungsabkommen

vom 24° Oktober 1950 läßt sich mithin nicht der Schluß

ziehen‚ daß die Feststellung einer Rente durch einen Ver—

sicherungsträger im Geltungsgebiet des AVG für Zeiten des

gewöhnlichen Aufenthalts in der Schweiz einer Feststellungl

der Leistung für Zeiten während des gewöhnlichen Aufenthalts

im Geltungsbereich des AVG i S des © 98 Abs„ 2 Buchstabe b),

1° Halbsatz AVG gleichsteht

Zu Unrecht meint die Revision‚ die Beklagte habe die Rente

des Ehemannes der Klägerin im Bescheid vom 16° Juni 1965

gleichwohl im Sinne des 5 98 Abs° 2 Buchstabe b), 1„ Halb—}”
satz AVG für Zeiten festgestellt‚ in denen er sich gewöhn—

lich im Geltungsbereich des AVG aufgehalten hat; denn das

Altersruhegeld könne ihm nur dieser Vorschrift gemäß bis

zu seinem Tode in die Schweiz gezahlt werden sein; deshalb

.habe auch die Fiktion des 5 98 Abs° 2 Buchstabe b), 2 Halb—

satz AVG zu gelten "

Die Beklagte hat den Bescheid vom 16° Juni 1965 zwar erlas—’

sen, als die Vorschriften der 55 94 ff einschließlich des

@98 AVGseit dem 1 Januar 1959 in Kraft waren (Artikel 7
5 5 Fremdrenten— und Auslandsrenten— —Neuregelungsgesetz '

—FANG—vom 25„ Februar 1960) Aus dem in dem Bescheid aus—
drücklich niedergelegten Zusatz} der Bescheid ergehe nach

dem AVG in der Fassung vom 23° Februar 1957 in Verbindung

mit den Bestimmungen des Abkommens zwischen der Bundesrepu—'ii

blik Deutschland und der schweizerischen Eidgenossenschaft

— 15 —'l

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 15 ;.

über Sozialversicherung
vom 240 Oktober 19509 ist jedoch

zu schließen, daß die Feststellung des Altersruhegeldes '

nicht mit Rücksichtauf @98Abso2 Buchstabeb) AVGer—1
folgt ist‚ sondern nach den Vorschriften des AVG in der

.Fassung des Angestelltenver$icherungs—Neuregelungsgesetzes

—AnVNG- vom 23„ Februar 1957 (BGBl I 88)„ Der Zusatz läßt
außerdem erkennen, daß die Beklagte der Auffassung gewesen

'%

.
ist, nach den Vorschriften des AVG idF des AnVNG und auf

Grund des in dem Abkommen vom 24„ Oktober 1950 niederge—

legten Grundsatzes der Gleichbehandlung der in den Staatsf"

gebieten der Vertragsstaaten wohnenden Staatsangehörigen‘i

beider Länder sei dem Ehemann der Klägerin das Altersruhew

geld in die Schweiz zu zahlen°

Der Beklagten ist zwar darin beizupflichten, daß für die

Feststellung des Ausspruchs auf Altersruhegeld des in der

Schweiz,_also im Ausland lebenden Ehemannes der Klägerin

die durch das FANGmit birkung vom 1„ Januar 1959 in das

AVG eingefügtehlää 94 ff AVG im Hinblick auf das im Juni
v

1965 noch geltende deutsch—schweizerische Sozielversiéhé—
füngsabkommen

vom 24° Oktober 1950 nicht anzuwenden waren„

Es trifft aber nicht zu, wie die Beklagte offenbar annimmt9

daß die Zahlung der Rente an_den Ehemann der Klägerin in

die Schweiz auf Grund des früheren Abkommens vom 24° Okto—

ber 1950 möglich-gewesen ist und daß das am 10 Mai 1966 in
'Kraft getretene neue deutsch—schweizerische Sozialversibhe—

rungsabkommen von 25° Februar 1964 diese Ausnahmeregelung

nicht mehr vorsieht° Auch dem Ehemann der Klägerin stand
,

nach den deutschen Rechtsverschriften und nach dem deutsche
'schweizerischen szialversicherungsabkommen vom 240 Oktober‘

1950 ein Anspruch auf Zahlung des Altersruhegeldes während f

.seines gewöhnlichen Aufenthalts in der Schweiz in Wirké
-lichkeit nicht zu„ Ihmist dasAltersruhegeld für die Zeit

_ 16 _
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vom 1° Januar 1963 bis zu seinem Tode im Mai 1968 zu Unrecht.

in die Schweiz gezahlt worden° ‘

Bei demAbkommenVom24° Oktober 1950mußberücksichtigt

werden9 daß es zu einer Zeit vereinbart und laut Bekannt—'

maChungvom16° August1951(BGBl11 1952434) am1° Juli
1951 zu einer Zeit in Kraft getreten ist9 zu der im Gebiet'‚
der Bundesrepublik Deutschland und des Landes Berlin? also

im Geltungsbereich des AVG‚ Regelungen über die Gewährung '

und Zahlung von Renten fehlten, die ausschließlich oder zumi
V Teil auf Beitragszeiten beruhten, die außerhalb des Gel—‘

tungsbereichs des AVG zurückgelegt waren° Insbesondere in

der Angestelltenversicherung bestand keine im ganzen Bundes—

gebiet und im Land Berlin einheitlich geltende gesetzliche

Regelung über Ansprüche aus Beiträgen9 die zu der still—

gelegten RfA entrichtet waren° Diese Regelung hat erst'das

am 1„ April 1952 in Kraft getretene Fremdrenten— und Aus—

landsrentengesetz vom 7° August 1953 — FredeG —
(BGBl I g

848) gebracht° '

Die
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (BfA) war}

noch nicht errichtet (vgl° Gesetz über die Errichtung der_;

BfA vom 7° 8° 1953 — BGBl I 857)° Die Angestelltenversiche—

rung wurde treuhänderisch von den Landesversicherungsan—

stalten verwaltet° Sie gewährten Leistungen grundsätzlich

' nur an die in ihrem Zuständigkeitsbereich wohnenden Berech— .;

tigten° Alle Leistungsansprüche waren'sowohl hinsichtlich

der Anspruchsgrundlage als auch der Zuständigkeit dem Wohn—

sitzprinzip unterworfen (vgl° hierzu BSG 29‚ 60; BSG in

SozR Nr° 7 zu 5 1317 EVO)°

Diese auf dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches im Jahre

1945 beruhendenbesonderen Verhältnisse in der deutschen

Sozielversicherung hat das deutsch—schweizerische Sozial—h

—17/‚."
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‘VersicherungsabkommenVom24°Oktober1950berücksichtigt,
und den Auswirkungen, die dieser Zusammenbruch hinsichtlich

der Leistungen der früheren reichsgesetzlichen Soziälver—

sicherung innerhalb des deutSChen Staatsgebietes für die
.dort wohnenden Deutschen mit sich gebracht hat, dadurch Rech—

nung getragen, daß es den vom Abkommen erfaßten ?ersonenkreis‚

ven vornherein begrenzt hat°

NachNr„ 2 Buchstabeb) desSchlußbrotokolls(BArbBl1951,
318) erstreckte sich das Abkommen in den Rentenversiche—

rungen deshalb nur auf die deutschen und schweizerischen
IStaatsangehörigen einschließlich ihrer enspruchsbereöhtig—

ten Femilienangehörigen‚ deren Leistungsänspruch entweder

von einem Versicherungsträger mit dem Sitz in der Bundes—

republik Deutschland festgestellt worden war oder auf einem

Versicherungsverhältnis beruhte, das während der
Zugehörigkeit

zur deutschen Rentenversicherung entweder zuletzt als Pflicht—

versicherung oder überwiegend als Pflicht— oder freiwillige

Versicherung in dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland

vor und nach-ihrer Errichtung bestanden hatte° Das deutsch—

'Schweizerische Sozialversicherungsabkommen vom 240 Oktober

1950 erfaßté also von vornherein'die Personen nicht, deren
‘Leistungsanspruch, wie es bei dem Ehemann der Klägerin der

Fall war, von einem Versicherungsträger in der Bundesrepu;

blik noch nicht festgestellt war und auf einem Versicherunga—
verhältnis beruhte, das während der Zugehörigkeit zur

deutschen

Rentenversicherung als Pflichtversicherung ausschließlich *

außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland besten;
den hato Wenn aber der Ehemann der Klägerin mit seinem An— '

spruch auf Altersruhegeld schon der Eerson nach nicht von

dem Sozialversicherungsabkommen zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und der Schweiz vom 240'0ktober 1950 erfaßt war?
so galten für ihn auch die in dem;Abkommen getroffenen Ver—

; 18 —
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einbarungen nicht„ Ihm konnte schon aus
diesem Grunde das

_„Altersruhegeld nicht mit Rücksicht auf eine in dem Abkommen'

“vereinbarte territoriale Gleichstellung der Staatsgebiete

der Vertragsstaaten oder personelle Gleichbehandlung der

‘Staatsangehörigen der Vertragspartner in die Schweiz ge—.

zahltwerden° Für den als Ausländer gewöhnlich im Ausland-

glebenden Ehemann der Klägerin bestand gegen einen Versiche—'

rungsträger in der Bundesrepublik in Wirklichkeit kein
Leistungsanspruch auf Gewährung des Altersruhegeldes, das

ausschließlich auf Beitragszeiten entfiel, die außerhalb

des Geltungsbereichs des AVG zurückgelegt waren° Für ihn

hätte die Rente selbst unter Anwendung der 55 94 ff AVG“

i„doF„ des FANGin jedem Falle ruhen mussen° '

Seit dem Inkrafttreten des deutsch—schwei2erisehen Sozial—9“

-
versicheruhgsabkommens vom 24° Oktober 1950 am 10 Juli 1951

waren bei Erlaß des Bescheides
vom 16° Juni 1965 in der

Bundesrepublik Deutschland sowohl das Fremdrenten— und Aus—

landsrentengesetz vom
7° August 1953 mit Wirkung vom 1°April

1952 als auch das Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neurege—

lungsgesetz Vom 25„ Eebruar 1960 am 1° Januar 1959 in Kraft

getreten (Art° 7 5'3 FANG)° Durch die in diesen Gesetzen '

enthaltenen Vörschriften über die Zahlung von Renten an
Berechtigte im Ausland; die ausschließlich Beitragszeiten

außerhalb des Geltungsbereichs des AVG zurückgelegt hatten;

war aber für schweizer Staatsangehörige in der Schweiz die

Rechtslage nicht in der Weise geändert worden? daß ihnen

die Renten nunmehr in die Schweiz zu zahlen waren° @ 8 Abs°1 “

FredeG traf im wesentlichen eine Regelung, wie sie bereits

durch das deutsch—schweizerische Sozialversicherungsab—_

kommenvom24„ Oktober1950in Nr° 2 Buchstabeb) desSchluß—
protokolls vereinbart werden war° Durch die Neufassung des

5 27 AVG und durch die Einfügung der @@94 ff in das AVG
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durch das
FANG

mit Wirkung vom 1° Januar 1959 ist.zwar.

erstmals für solche im Ausland lebenden Berechtigten ein-

Leistungsanspruch begründet worden‚ aber grundsätzlich_

.kein_Anspruch auf Auszahlung der Leistung‚ weil die Ren—

te während des gewöhnlichen Aufenthalts im Ausland in

der Regel ruhto Diese neuen günstigeren Vorschriften des

-AVG für deutsche Staatsangehörige im Ausland galten in—
dessen wegen der ausdrücklichen Begrenzung des vom Ab—

kommen erfaßten Personenkreises nicht im Rahmen des

deutsch—schweizerischen Abkommens vom 24° Oktober 1950„

Das FredeG regelte die Rechtsansprüché auf Leistungen

an Berechtigte im Ausland nach 5 8 Abs° 1 FredeG aus—

drücklich unbeschadet anderweitiger Regelungen durch

‘ezwischenstaatliche Sozialversioherungsabkommen oder intere.
nationale Übereinkommen auf dem Gebiet der Sozialversiche—'

’rung„ Diese Vorschrift hatte'also nur bei Fehlen ander—

weitiger Regelungen zu_gelten° Da in Nr„ 2 Buchstabe b)
des Schlußprotokolls zu dem Abkommen mit der Schweiz vom

24° Oktober 1950 bereits eine entsprechende'Regelung ge—

'troffen war9 galt für in der Schweiz lebende Berechtigte

/
nicht 5 8 Abs„ 1 Frede ;'sondern die in dem Abkommen ent—

‘haltene Vereinbarung weiter° Zudem simmt die in_1ir° 2 Buch?“

stabe b) des Schlußprotokolls getroffene Vereinbarung im_ '

wesentlichen mit der Regelung des 5 8 Abs° 1 Nr° 2 FredeG

.
überein, soweit sie hier in_Betracht kommt; denn auch nach

f @8 Abs„ 1 FremdRGhatten in den RentenversicherungenPer—
sonen, die sich im Gebiet eines auswärtigen Staates auf—

'hielten‚ Ansprüche auf Leistungen gegen den zuständigen

1Versicherungsträger im Bundesgebiet oder im Lande Berlin

aus
Versicherungszeiten‚ die außerhalb des Bundesgebieteel

oder des Landes Berlin zurückgelegt worden waren, nur dann,

wenn der Versicherte zuletzt im Bundesgebiet oder im Lande

__
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Berlin pflichtversichert oder in diesen Gebieten überwiegend

pflicht— oder freiwillig versichert war°'Fehlte es an diesen

Voraussetzungen, so bestand heim Leistungsanspruch nach dem
FredeG,_

0 daß auch von dem FredeG ebenso wie von dem Ab—"

kommen vom 24; Oktober 1950 die Personen nicht erfaßt waren?
die ausschließlich Beitragsseiteh außerhalb des Gebietes

der Bundesrepublik oder des Landes Berlin zurückgelegt hatten

und sich gewöhnlich im Ausland aufhielten° Für solche Ver—

‘sicherten hatte auch das FredeG gegen
VerSicherungsträger

im Bundesgebiet nicht einmal einen An3pruch auf die Leistung

aus.der deutschen Rentenversicherung begründet, so daß ihnen

'euch kein Anspruch auf Zahlung einer solchen Leistung zu—
stehen konnte° }

Durch das FANG sind dann allerdings mit der Neufassung des

‚5 27 Abs° 1 Buchstabe a AVG-und durch die Einfügung der @@

94 ff in das AVG vom 1° Januar.1959
an für die im Ausland

wohnenden Rentenberechtigtén
gegen die zuständigen Ver—

sieherungsträger im Bundesgebiet und im Lande Berlin Ansprüche

auf Leistungen auch für solche Versicherten und ihre Hinter—

bliebenen erstmals begründet worden, die VersicherungSzeiten

ausschließlich außerhalb des
Geltungsbereichs des AVG zurück—

gelegt habeno Grundsätzlich ruhen aber derartige Renten für

Zeiten des gewöhnlichen Aufenthalts_im.Ausland„ “

Trotz der im früheren Abkommen vom 240 Oktober 1950 verein—
harten Gleichstellung der deutschen und schweizerischen

Staatsangehörigen war die nach den deutschen Rechtsvor—

schriften am-1° Januar 1959 auf Grund des FANG in Kraft-

getretene neue Regelung der 55 96 ff AVG für die in der
Schweiz wohnenden schweizer Staatsangehörigen nicht anzu—

wenden‚ weil das Abkommen nur für den von ihm erfaßten
_

Personenkreis Geltung hatte und dieser Personenkreis auf
_

_
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die in Abs„ 2 Buchst; b) des Schlußprotokolls genannten f
Personen beschränkt war„

Die Vorschriften des FANG haben den deutsch—stheizerischen.' "

Vertrag vom■24° Oktober 1950 nichtgeändert9 weil sie keine

Einschränkung der Bestimmungen über das Ruben der Renten

an Ausländer bei Auslandseufenthelt (@ 94 AVG) v'orsehen°

Einer solchen Einschränkung hätte es aber bedurft, wenn

entgegen der Vereinbarung im Schlußprotokoll zu dem Vere

trag vom 24„ Oktober 1950 für schweizerische Staatsange—

hörige, die sich gewöhnlich in der Schweiz aufhalten; '

Leistungen aus Versicherungszéiten9 die außerhalb des Ge—

biets der Bundesrepublik zurückgelegt sind? gewährt und

sie nunmehr auch insoweit den deutschen Staatsangehörigen

bei gewöhnlichem Aufenthaltjim Ausland gleichgestellt wer—

den sollten‚ als diesen Leistungsansprüche nach den neuen

Vorschriften der @@27, 96 ff AVGi„d„F„ des FANG.eingé—r

räumt werden sind (vgl° zu den deutsch-italienischen Ver—
trag über 8020 Vers° vom 5° 5, 1953 die EntScheidung des

Senatsvom25„ 8° 1961in‘35G 15, 29 ff)„ ' ’

‚Zwar bestimmte Artikel 4 Abs° 1 des früheren Abkommens.

-‚mit der Schweiz, daß deutSche und s0hweizerische Staats—.
angehörige‚ die einen Leistungsanspruch gegen einen oder

mehrere der im Artikel 1 bezeichneten Zweige der_Sozial—

versicherung haben3 die Leistungen einschließlich der

“Zuschüsse aus öffentlichen Mitteln ohne jede Einschrän»
.

kung erhalten, solange sie im Gebiet eines der beiden ‘

Vertragsschließénden wohnen„.Diese Vorschrift_muß aber-'

im Zusammenhangmit Artikel 2 des Abkommensgesehen
werden; nach der die deutschen und die schweizerischen

'h‘ ; 221—
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3taatsangéhörigeh in den Rechten und Pflichten aus der7
Sozialtersicherung der beiden Vertragschließenden_nur

‚}
soweit gleichgestellt waren, als in dem Abkommen und dem
dazugehörigen Protokoll nichts Abweichendes bestimmt-war°

Aus.der Vereinbarung in dem Schlußprotokoll folgt indessen,v'>

'daß Personen, deren Leistungsenspruch noch nicht festgeé '

ete11t werden war und die ihren Leistungsenserueh aus
'

_
einem Versicherungsverhältnis herleiteten, das ausschließ—_ Ü

rlich außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland
„bestanden hatte, von dem Abkommen nicht erfaßt wurden° Diese

Beschränkung hatte bis zum Außerkrafttreten dieses Abkommens>

am 30, April T966 Gültigkeit;'denn die völkerrechtliche dirk—

samkeit zwischenstaatlicher Verträge hängt von deren Gel;

tungsdauer ab und kann durch innerstaatliche Gesetze weder
lgeändert noch aufgehoben werden; die Geltung zwischenstaat—

licher Verträge kann nur durch zusätzliche vertragliche

' Regelungen der Vertragsstaaten oder durch ein neues Soziale

versicherungsabkommen beeinflußt werden, wie dies durch das'

neue am 1„ Mai 1966 in Kraft getretene deutsch—schweizerische

Abkommen vom 25° Februar 1964 geschehen ist (Vgl° hierzu ‘

BSGin SozRNr„ 10 zu @1268EVO), ' ' ' '

Es ist demnach auch nicht richtig, daß durch das neue Ab—

kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der

Schweizerischen Eidgenossenschaft über Soziale Sicherheit

vom 25° Februar 1964 die in der Schweiz wohnenden schweize—

rischen Staatsangehörigen hinsichtlich ihrer Ansprüche aus

der deutschen Rentenversicherung auf Gewährung und Zahlung

I’von Renten, die ausschließlich auf Beitragszeiten beruhen,

edie außerhalb des Geltungsbereiohs des AVGzurückgelegt
werden sind, schlechter gestellt worden sind, als dies nach

dem früheren Abkommen vom 24° Oktober 1950 der fall gewesen

ist° Im Gegenteil, das neue Abkommengesteht ihnen für
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Zeiten ihres gewöhnlichen Aufenthalts in der Schweiz einen

Anspruch auf die Leistung zu‚ den sie nach dem früheren
Abkommen nicht hatten; in der Regel ruht allerdings die

Lihnen zustehende @eistung} denn nach dem Abkommen vom 24°
_Oktober 1950 hatten schweizer Staatsangehörige in der Schweiz;.'S

wenn sie nur Versicherungszeiten außerhalb des Geltungsbe—
reichs des AVG zurückgelegt hatten und ihr Leistungsanspruch

‚pvon einem Versicherungsträger mit dem Sitz im Bundesgebiet

oder im Lande Berlin noch nicht festgestellt worden war,
‚gegen einen solchen Versicherüngsträger überhaupt keinen

_Anspruch auf eine Leistung aus der deutschen Rentenversiche—

rung, also auch keinen Anspruch auf Zahlung von Rente in dieg

Schweiz°

Daraus9 daß ihrem Ehemann bis zü'3eihem Tode das Altersruhe—
L

geld in die Schweiz gezahlt worden ist, kann die Klägerin

kein Recht herleiten‚ daB auch ihre Witwenrente in die Schweiz

_zu zahlen ist° Ihr mit dem Tode des Versicherten entstandener
‚Anspruch auf Gewährung und Zahlung der Witwenrente ist — wie.
'bereits dargelegt — ein eigenständiger Rentenanspruch‚ der '

unabhängig davon zu beurteilen’ist7 ob der Versicherte '
‘selbst Anspruch auf Zahlung des Altersruhegeldes in die:

Schweiz hatte oder nicht und ob ihm das Altérsruhegeld in
.die Schweiz zu Recht oder zu Unrecht gezahlt worden_ista Wenn "

schon dem Ehemann der Klägerin zu Unrecht das Altersruhegeld

-gewährt und in die Schweiz gezahlt worden ist, so rechtfer—

tigt dies nicht, auch der Klägerin die,ihr zustehende, aber

'ruhende Witwenrente zu Unrecht in die Schweiz zu zahlen°
}

»Wederdie deutschenRechtsvor$chriftennochdie Bestimmungen'
der mit der—Schweiz geschlossenen zwiSchenstaatlichen Abkommen

über Sozialversicherung sehen einen so weitgehenden Schutz der
Hinterbliebenen eines Versicherten etwa LS° einer Be—v

sitzstandswahrung vor°

_ 24 _
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Daß der Klägerin die ihr Zustehende Witwenrente für
Zeiteniihres gewöhnlichen Aufenthalts in der Schweiz

nicht ausgezahlt werden kann‚ ist eine Folge der Aus—}

wirkungen, die der Zusammenbruch des Deutschen Reiches

im Jahre 1945 auf dem Gebiet der ehemals gesamtstaat7

lichen deutschen Sozialversicherung mit_sich gebracht

hat° Die Sozialversicherung in der Bundesrepublik '

und im Lande Berlin hat die Auslandsverpflichtungen aus

der früheren reichsgesetzlichen Sözialvereicherung9 :

die in den deutschen Gebieten außerhalb des‘Bundesé

‘gebietes und des Landes Berlin bestanden haben‚ gegen—

lüber Berechtigten im Ausland nicht uneingeschränkt

w-_übernehmen können“ Die in den deutschen Rechtsvor—

schriften und in den Sozialuersicherungsäbkommen

mit der Schweiz vorgesehene Abgrenzung der Auslands—

verpflichtungen der Sozialyersicherung der Bundesre—

publik Deutschland beruht auf dem Grundgedanken? daß
‚die Sozielvereicherung in der Bundesrepublik

nur

insoweit mit Auslandsverpflichtungen aus den frühe—

ren gesamtstaatlichen deutschen Sozialvereicheruhgen

belastet werden darf und soll, als während des Vére

sieherungsverhältnisses Oder der Rentenbezugszeiten

_ein irgendwie gearteter Zusammenhang mit dem Bundes—

gebiet bestanden hat’(vgl° hierzu die_Begründung zum
Regierungsentwurf des Frede , BT—Drucksb 1/4202

Teil A Nro 25 Teil B zu Abschn° II)° Ein solcher

_ 25 _
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Zusammenhang fehlt? wenn der Versicherte wie hier der

Ehemann der Klägerin Beitragszeiten nur außerhalb desm
ABundesgehietes und des Landes Berlin zurückgelegt hat

hund Rentenbezugszeiten während des gewöhnlichen Aufent—t

halte im Gebiet der Bundesrepublik oder des Landes

Berlin nicht vorliegeno

'sehiießiieh hat das LSGauchdie Klage gegenden Be—
scheid vom 66 Juni 1969 zu Recht abgewiesen5 mit dem

die Beklagte es'abgélehnt hat, die zahlung der mit Be—
scheid

vom 13° September 1968 festgesetzten Witwenrente;

der Klägerin in die Schweiz als Ermessensleistung zu '

gewähreno Die Voraussetzungen des 5 100 AVG für eine

solche Leistung sind nicht erfüllt° In Betracht kommt

nur 5 100Abs„ 5 AveoDiese Vorschrift ist aus 5 8
Abs„ 3 FredeG hervorgegangen und bezieht sich trotz

ihres weitergefaßten Wortlauts nach ihrer geschicht—

lichen Entwicklung nur auf politisch Verfolgte, dié
,

Deutsöhland zwischen dem 50° Januar 1953 und dem 80 Mai'

1945_aus Verfolgungsgründen verlassen haben oder eine >

Rückkehrabsicht in dieser Zeit aus Verfolgungsgründen
nicht ausführen konnten'(vgl° hierzu Koch/Hartmann

—

von Altrock/Fürst AVG 2„ u° 3„ Auf1„, Bd; IV'5 100 AVG
Anm° II‚ 1 b); Jantz/Zweng/Eicher‚ Das neue Fremdrenten—

.
_und Auslandsrentenrecht 2° Aufl° @1321 RVOAnm° 17; >
Elsh01z/Theile5 Die gesetzliche Rentenversicherung‚ Syno"

Komme Nr° i03‚ Anm° 11)° Nach den von der Revision nicht an—

gegriffenen Fest9tellungen des LSG, an die das Revisions—

_
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_gericht gemäß 5 163 des Sozialgerichtsgesetzes (SGS) ge;
"bundenvist, gehörte weder der Ehemann der Klägerin noch

gehört-die Klägerin selbst zu diesem ?ersonenkreis‚

‘Aus diesen Gründen kann die Revision der Klägerin keinen-

Erfolg haben‚ ' " ' '

'Die Kosténéntséheidung beruht auf @193_8GG°
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